
Aufwühlende Kampagne ıIn der Schweiz
Die Kampagne das Antırassısmus-Gesetz, ber das die Schweize-
rınnen und Schweizer 1m Sommer 1994 1abstimmen sollten, W AAalr nıcht 1Ur

heftig, sondern auch dıftfamıerend. Das Land hallte wıder VO Rundum-
schlägen polıtische, relig1öse und ethnısche Gegner. Dabe1 W ar das

Unternehmen eın Nachhinken: 132 Staaten ZzZu Teıl schon
lange VOT der Schweiz- der 1im Jahre 1960 verabschiedeten UNO-Resolu-
tion 1510 beigetreten, wonach alle Erscheinungsformen rassıstischer,
lıg1öser der ethnıscher Herabsetzung VO Individuen der Personen-
STUDPCH als Verletzung der Menschenrechte verurteıilen und rechtlich

ahnden sınd Mıt eınem halbzufriedenen Seutzer der Erleichterung
singen die schweizerischen Befürworter des Antırassısmus-Gesetzes
Abend des Abstimmungstages, September 1994, Bett, als fest-
stand, da{ß das Schweizer Volk die Gesetzesvorlage knapp ANZSCHOMUM
hatte. Nachdem 11141l den Vorwurf des wirtschaftlichen und politischen
Separatısmus habe einstecken mussen, drohe 1U wenıgstens VO© Aus-
and her nıcht der zusätzliche Verdacht, die Schweiz se1 eın Freiraum für
Unruhestifter, Propagandısten der Luge und Mörder.
W as sıch in der Schweiz in den vErSaANSCHCH onaten ereignete, 1St auch
für benachbarte Staaten eın nutzliches Lehrstück. Der Rassısmus und der
in ıhn hineinverkeilte Antısemıitismus sınd ja auch 1n Ländern, die die
UNO-Resolution bereıts ratıfizıert haben, ach W1€e VA)I: Feuerstellen für
Unfrieden, Prügeleıen, Schadensstiftungen und ord Betrottfen sınd
bald Juden, bald Ausländer, bald Flüchtlinge, bald christliche Gruppie-
FrungecNn, bald Türken, bald Muslıme, bald iırgendwelche 1im Wege STLE-

hende Individuen der wirtschaftliche Konkurrenzgruppen. Die Ere1g-
nısse 1im schweıizerischen Abstimmungskampf nahmen Verantwortliche
überall Zzu Anlafs, sıch selbstkritisch Fasen, welche taktıschen und
ideologischen Fehler be1 der Abwehr und Bekämpfung VO Rassısmus
und Antısemitismus begangen werden.
Laut dem 1994 akzeptierten schweizerischen (zsesetz Ras-
S1SMUS (Artikel 261) wiırd mMIt Gefängn1s der Geldbufse bestraftt,

WE öffentlich eıne Person der eıne Gruppe VO Personen
Cn ıhrer Rasse, Ethnie der Religion Ha{ der Diskriminierung
aufrutt,
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Wer öffentlich Ideologien verbreıtet, dıe auf dıe systematische Herab-
SETIZUNG der Verleumdung der Angehörigen eıner Kasse, Ethnie der
Religion gerichtet sınd,
WCTwer öffentlich Ideologien verbreitet, die auf die systematische Herab-  setzung oder Verleumdung der Angehörigen einer Rasse, Ethnie oder  Religion gerichtet sind,  wer ... Völkermord oder andere Verbrechen gegen die Menschlichkeit  leugnet, gröblich verharmlost oder zu rechtfertigen versucht,  wer eine von ıhm angebotene Leistung, die für die Allgemeinheit be-  stimmt ist, einer Person oder einer Gruppe von Personen wegen ihrer  Rasse, Ethnie oder Religion verweigert.“  Zu jedem Punkt dieses Gesetzes haben alle möglichen Gruppen irgendein  Mißfallen ausgedrückt. Zu Beginn des Abstimmungskampfes wurde der  Eindruck erweckt, als gäbe es in der Schweiz kein rassistisches Denken.  Niemand will sich heute den Vorwurf einhandeln, er sei Rassist oder Ju-  denfeind. In der zweiten Halbzeit aber wurde aus vielen Verstecken ge-  gen das Gesetz gewettert: es sei unklar, unnütz, politisch unklug und ge-  fährlich. Es sei ein „Maulkorb-Gesetz“. Freie Meinungsäußerung und  harmlose Ausländer-Witze würden verboten. Die Regierung wolle sich  damit der UNO und der EU für einen späteren Beitritt in vorauseilendem  Gehorsam anbiedern. Die schweizer Unabhängigkeit, die sich in der Ver-  gangenheit glänzend bewährt habe, werde unterspült. Das hintergrün-  dige Hauptziel des Gesetzes seı die Unterbindung der Relativierung der  Naziverbrechen gegen das jüdische Volk in Auschwitz und anderswo. Zu  diesem Punkt gab es eine Menge von Flugblättern und Kettenbriefen. In  ihnen wurde etwa folgendermaßen argumentiert: Nur die Rassenideolo-  gie Hitlers stehe mit diesem Gesetz unter dem Verdikt, nicht auch die  Klassenideologie und der damit verbundene Totalitarismus Stalins und  der kommunistischen Machthaber, an dem auch Juden als führende Ver-  brecher beteiligt gewesen seien. Die „zweifellos furchtbaren abscheuli-  chen Verbrechen des Nationalsozialismus“ hätten „niemals und in keiner  Weise die apokalyptischen Ausmaße der Verbrechen angenommen, die  unter dem roten Banner des Marxismus-Leninismus begangen worden  sind“. Die Gesetzesvorlage diente — so resümierte die Neue Zürcher Zei-  tung am Tag nach der Abstimmung — „als Blitzableiter für vielerlei, für  diffuse UNO-Skepsis, für Mißtrauen gegen einen zerstrittenen Bundes-  rat und seine oft mit mangelnder Überzeugungskraft verfolgte Politik der  internationalen Integration, für MiRbehagen wegen der Behandlung von  Drogendealern und Mißbräuchen im Asylwesen“.  FrRu NF 1/1995Völkermord der andere Verbrechen die Menschlichkeit
leugnet, gröblich verharmlost der rechtfertigen versucht,
WCT eıne VO ıhm angebotene Leıistung, die für dıe Allgemeinheıit be-
stimmt ISt, einer Person der eıner Gruppe VO Personen ıhrer
Rasse, Ethnie der Religion verweıgert. “

Zu jedem Punkt dieses (Gesetzes haben alle möglıchen Gruppen ırgendeın
Mi£(fallen ausgedrückt. Zu Begınn des Abstimmungskampftes wurde der
FEindruck erweckt, als yäbe 65 1ın der Schweiz e1iın rassıstisches Denken.
Nıemand 111 sıch heute den Vorwurftf einhandeln, se1 4SSISt der Ju
denteind. In der zweıten Halbzeit 1aber wurde AUS vielen Verstecken gC-
sChH das (zeset7z geWeLLETNT: sEe1 unklar, Uunnutz, polıtisch unklug und HC
fährlich. Es se1 eın „Maulkorb-Gesetz“. Freıje Meıinungsäußerung und
harmlose Ausländer-Witze würden verboten. Die Regierung wolle sıch
damıt der UN  ® und der für eınen spateren Beıtrıtt 1ın vorauseılendem
Gehorsam anbiedern. Dıie schweizer Unabhängigkeit, die sıch 1ın der Ver-
gangenheit olänzend ewährt habe, werde unterspült. Das hintergrün-
dıge Hauptzıel des (zesetzes sSe1 die Unterbindung der Relativierung der
Nazıverbrechen das jJüdısche olk in Auschwitz und anderswo. /7u
diesem Punkt zab P eıne Menge VO Flugblättern und Kettenbrieten. In
ıhnen wurde ELWa tolgendermaßen argumentiert: Nur die Rassenıdeolo-
z1€ Hıtlers stehe mMI1t diesem (zesetz dem Verdikt, nıcht auch die
Klassenideologie und der damıt verbundene Totalıtarısmus Stalıns und
der kommunistischen Machthaber, dem auch Juden als tührende Ver-
recher beteiligt SCWCECSCNH selen. Die „zweıtellos turchtbaren abscheulit-
chen Verbrechen des Natıionalsozialismus“ hätten „nıemals und in keiner
Weıse die apokalyptischen Ausmafße der Verbrechen ANZSCHNHOMMCNH, die

dem Banner des Marxısmus-Lenıiniısmus begangen worden
siınd“. Die Gesetzesvorlage diente resüuümıerte die Neue Zürcher L ei-
Lung Tag ach der Abstimmung „ a1s Blitzableiter für vielerle1, für
ıffuse UNO-Skepsıs, für Mißtrauen eınen zerstrıttenen Bundes-
ATı und seıne oft mMiıt mangelnder Überzeugungskraft verfolgte Politik der
internatiıonalen Integration, für Mißbehagen der Behandlung VO

Drogendealern und Mißbräuchen 1m Asylwesen“.
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Jüdisch-christliches Zusammenstehen
Da{ß das (Gsesetz ann doch alle düsteren Prognosen durchkam, 1St
hauptsächlich dem Zusammenstehen der jüdıschen und der Ohristlichen
Instıtutionen und deren obersten RKeprasentanten den Kırchenführern
aller Kontftessionen und den Präsıdenten un Vorstandsmitgliedern des
Schweizerischen Israelitischen Gemeindebundes verdanken. Sıe sınd
mehrmals gemeınsam MIt eindeutigen Erklärungen hervorgetreten und
haben ıhre Aktionen und Autfklärungskampagnen mMI1t Politikerinnen und
Politikern und mMI1t Vertretern der Gewerkschaften koordiniert. Aus
christlichem, jüdiıschem und politischem Engagement haben sıch beson-
ers hervorgetan: die beiden Nationalrätinnen Rosmarıe Oormann und
Vrenı Spoerry, der Präsıdent des Schweizerischen Israelitischen Gemeın-
debundes Roltf Bloch, der Vizepräsident des europäisch-jüdıschen Kon-
DSrCSSCS Michael Kohn, der Co-Präsident des Komıitees AZntıras-
siısmus-Gesetz“ Sıg1 Feigel, der Vorstandspräsident des Schweizerischen
Evangelischen Kirchenbundes Heinrich Rusterholz und der Präsident
der Schweizerischen Bischotskonferenz Pierre Mamuıe.
Es hat sıch 1n dieser Zeıt deutlich geze1gt, da{fß die undıialogischen Zl
stände der Nazızeıt vorbeı sınd Damals haben sıch dıe Katholiken nıcht
miıt den Protestanten und beıide nıcht mıiıt den Juden und die Juden nıcht
mıt beıden usammengetan, obwohl die millionentache Mordmaschine-
rıe das jüdische Volk und MI1t ıhm auch andere Vertemte massenhaft nıe-
dermähte. Die damals angerichtete menschliche, kulturelle, relig1Ööse und
7zivilısatorısche Verwustung hat endlich eın kompromifßloses Zusammen-
stehen verschiedener Gruppen und Persönlichkeiten ewiırkt.

Lehren für die Zukunft
„ IS 1St bisher schlechtesten ber Gut un Bose nachgedacht worden:
Es W alr 1es ımmer eıne gefährliche Sache“, meınte seinerzeıt Friedrich
Nietzsche‘. Mehrere Befürworter des Antırassısmus-Gesetzes haben
Gut und BOse zuwen12g auseinandergehalten. S1e haben vorausgesetzt,
da{fß NUur ausgesprochene Rassısten und Antısemiten das (Geset7z
sejljen. Es genuge, S1e miıt einsichtigen moralıschen, relig1ösen, hı-
storıschen und völkerrechtlichen Argumenten Felde zıiehen: Ile

In der Vorrede seinem 18R8T verfafßten Werk „Morgenröthe“ ; vgl die kritische
Studienausgabe VO Nietzsches Werken, Bd Berlin 1980, 10
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Menschen sınd Ebenbilder (sottes und eshalb gleich Würde und
Rechten. Ile Voreingenommenheıten und alle öffentliıchen Hetzereıen

Menschen remder Herkunft mussen weıl S1€e sıch breit machen
gesetzlıch bekämpft werden. Dıi1e Schweiz darf keine Drehscheibe für dıe
Verbreitung VO Nazı-Literatur und Nazi-Ideologie seiın!
ber eben Nıcht alle Gegner des (Gesetzes den Rassısmus sınd
Rassısten und Antısemuiten. Jeder Staatsbürger 1St vielmehr eın Bündel,
vefüllt mıt bunten Ideologien, unbewältigten Erlebnissen, ırratıonalen
Befürchtungen, hemmenden Bıldungslücken und unerfüllten Hoffnun-
SCH auf Erfolg und Glück Viele VO ıhnen sınd auch rassıstisch und
tisemiıtıisch angehaucht. Diıese Menschen dürten aber nıcht hne weıteres
1n die Ecke der Boshaftigkeit gedrängt werden. Mıt 1e] Verständnıiıs für
ıhr persönliches und soz1ales Umtfteld sollte mIıt ıhnen eın intensıver Dı1a-
log geführt werden.
Wenn heute Christen test davon überzeugt sınd, dıe Schoa se1 dıe 1-

gleichliche Greueltat des zwanzıgsten Jahrhunderts, ann haben sS1e nıcht
L1UT die Verbrechen der Nazıs, sondern auch das Christentum und das ‚ _
dische Volk 1m Blickfeld Sıe sınd sıch der Schuld der Kirchen und Chri-
sten Zustandekommen dieser miılliıonenfachen Dehumanisierung und
Ermordung bewußt. S1e schauen 1aber auch aut das überlebende jüdısche
Volk, das ach der Aussage der Heılıgen Schrift der Augapfel (sottes
(Sach Z 12 und die Wurzel des Christentums (Röm 14; 1-24) ISt S1e WI1S-
SCNH,y, da{fß (5ött jede Beschädigung selnes „Augapftels“ ahndet und da{fß das
Christentum sıch selbst aufhebt, WCCeNN 6 seıne Wurzeln AUS-

schlägt. Das heißt 1aber nıcht, da{fß Christen und Juden unempfindlich für
das immense Leid und den Tod anderer Menschengruppen der
Opfter des Stalınısmus, Hiıroshimas, Ugandas Eett” seın dürtften! S1e ha-
ben vielmehr die promınenten Verteidiger der Lebensrechte und des
Glückes aller Menschen und aller Völker se1In. Hıer wırd Zanz und Salr
nıcht ZUgUNSteEN der relatıyvıerenden Ansıchten der Vertreter des SOSC-
Nannten „Hiıstorikerstreites“ geredet. Innerhalb der Jüdısch-christlichen
Bewegung ST aber 1n Zukunft verstärkt darauf achten, da{fß nıcht dıe
Gefühle Jener Menschen verletzt werden, deren Leidensbewulfttsein
nıger VO der Schoa und mehr VO anderen Greueltaten des Jahrhun-
derts tangıert wırd Dieses Jahrhundert hat nıcht HAT e1N monstroses Ver-
rechen hervorgebracht, sondern mehrere allzuviele! Die Unvergleıich-
ichkeit der Schoa gerat Mit tortschreitender Zeıt und der Entdeckung

Ungeheuerlichkeiten 1n eıne Zew1sse Erosıion. In Zukunft hängt der
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Erfolg des Kampftes Rassısmus un Antısemitismus auch V der
grofßen Sensı1bilıität der Chrıisten und Juden für remdes Leid und ftremde
Ungerechtigkeıiten 1ab

Clemens Thoma

Aus der Begrüundung des Mannheimer Urteils
(Juünter Deckert

3) Der polıtisch rechtsstehende Angeklagte 1St eın Antısemut ım
Sınne der nationalsozialistischen Rassenideologie, die den Juden ın
etzter Konsequenz das Lebensrecht abgesprochen hat; merurteıilt
v»ielmehr die Entrechtung und VerfolgeungErfolg des Kampfes gegen Rassismus und Antisemitismus auch von der  großen Sensibilität der Christen und Juden für fremdes Leid und fremde  Ungerechtigkeiten ab.  Clemens Thoma  Aus der Begründung des Mannheimer Urteils  gegen Günter Deckert  „... Der politisch rechtsstehende Angeklagte ist kein Antisemit im  Sinne der nationalsozialistischen Rassenideologie, die den Juden in  letzter Konsequenz das Lebensrecht abgesprochen hat; er verurteilt  vielmehr die Entrechtung und Verfolgung ... Aufgrund seiner betont  nationalen Einstellung jedoch nimmt er den Juden ihr ständiges Insi-  stieren auf dem Holocaust und die von ihnen aufgrund desselben  auch nach nahezu fünfzig Jahren nach Kriegsende immer noch erho-  benen finanziellen, politischen und moralischen Forderungen  Deutschland gegenüber bitter übel. Er ist der Auffassung, daß in den  nationalsozialistischen Konzentrationslagern ein Massenmord an Ju-  den jedenfalls mittels Vergasen nicht stattgefunden hat ... Zwar mag  man der Auffassung sein, daß der Angeklagte eın berechtigtes Inter-  esse wahrgenommen hat, indem er bestrebt war, die nach Ablauf fast  eines halben Jahrhunderts immer noch auf den Holocaust gegen  Deutschland erhobenen Ansprüche abzuwehren, jedoch hat er dazu  nicht das erforderliche und angemessene Mittel eingesetzt ...  Bei all dem übersieht die Kammer nicht, daß von ihm auch in Zu-  kunft weder eine Änderung seiner politischen Einstellung im Allge-  meinen noch seiner Auffassung zum Holocaust im Besonderen zu er-  warten ıist.“  Zıtiert aus: DIE ZEIT Nr. 34, 19.08.1994; 3.  FrRu NF 1/1995Aufgrund seiner betont
nationalen Einstellung jedoch nımmt den Juden ıhr ständıges NSL-
stieren auf dem Holocaust un dıe 190104 ıhnen aufgrund desselben
uch ach nahezu fünfzıg Jahren ach Kriegsende ımmer och erho-
benen finanziellen, politischen un moralıschen Forderungen
Deutschland gegenüber hıtter üÜbel Er Ka der Auffassung, dafs In den
nationalsozialistischen Konzentrationslagern e1in Massenmord Ju-
den jedenfalls muttels Vergasen nıcht stattgefunden hatErfolg des Kampfes gegen Rassismus und Antisemitismus auch von der  großen Sensibilität der Christen und Juden für fremdes Leid und fremde  Ungerechtigkeiten ab.  Clemens Thoma  Aus der Begründung des Mannheimer Urteils  gegen Günter Deckert  „... Der politisch rechtsstehende Angeklagte ist kein Antisemit im  Sinne der nationalsozialistischen Rassenideologie, die den Juden in  letzter Konsequenz das Lebensrecht abgesprochen hat; er verurteilt  vielmehr die Entrechtung und Verfolgung ... Aufgrund seiner betont  nationalen Einstellung jedoch nimmt er den Juden ihr ständiges Insi-  stieren auf dem Holocaust und die von ihnen aufgrund desselben  auch nach nahezu fünfzig Jahren nach Kriegsende immer noch erho-  benen finanziellen, politischen und moralischen Forderungen  Deutschland gegenüber bitter übel. Er ist der Auffassung, daß in den  nationalsozialistischen Konzentrationslagern ein Massenmord an Ju-  den jedenfalls mittels Vergasen nicht stattgefunden hat ... Zwar mag  man der Auffassung sein, daß der Angeklagte eın berechtigtes Inter-  esse wahrgenommen hat, indem er bestrebt war, die nach Ablauf fast  eines halben Jahrhunderts immer noch auf den Holocaust gegen  Deutschland erhobenen Ansprüche abzuwehren, jedoch hat er dazu  nicht das erforderliche und angemessene Mittel eingesetzt ...  Bei all dem übersieht die Kammer nicht, daß von ihm auch in Zu-  kunft weder eine Änderung seiner politischen Einstellung im Allge-  meinen noch seiner Auffassung zum Holocaust im Besonderen zu er-  warten ıist.“  Zıtiert aus: DIE ZEIT Nr. 34, 19.08.1994; 3.  FrRu NF 1/1995Layar MNMAS
Na  d& der Auffassung sSeIN, dafs der Angeklagte e1in berechtigtes Inter-
PSSEC wahrgenommen hat, ındem bestrebt WAN, dıe ach Ablauf fast
eInNeES halben Jahrhunderts IMMENY och auf den Holocaust
Deutschland erhobenen Ansprüche abzuwehren, jedoch hat aAzZu
nıcht das erforderliche un ANZEMESISSCHE Mittel eingesetztErfolg des Kampfes gegen Rassismus und Antisemitismus auch von der  großen Sensibilität der Christen und Juden für fremdes Leid und fremde  Ungerechtigkeiten ab.  Clemens Thoma  Aus der Begründung des Mannheimer Urteils  gegen Günter Deckert  „... Der politisch rechtsstehende Angeklagte ist kein Antisemit im  Sinne der nationalsozialistischen Rassenideologie, die den Juden in  letzter Konsequenz das Lebensrecht abgesprochen hat; er verurteilt  vielmehr die Entrechtung und Verfolgung ... Aufgrund seiner betont  nationalen Einstellung jedoch nimmt er den Juden ihr ständiges Insi-  stieren auf dem Holocaust und die von ihnen aufgrund desselben  auch nach nahezu fünfzig Jahren nach Kriegsende immer noch erho-  benen finanziellen, politischen und moralischen Forderungen  Deutschland gegenüber bitter übel. Er ist der Auffassung, daß in den  nationalsozialistischen Konzentrationslagern ein Massenmord an Ju-  den jedenfalls mittels Vergasen nicht stattgefunden hat ... Zwar mag  man der Auffassung sein, daß der Angeklagte eın berechtigtes Inter-  esse wahrgenommen hat, indem er bestrebt war, die nach Ablauf fast  eines halben Jahrhunderts immer noch auf den Holocaust gegen  Deutschland erhobenen Ansprüche abzuwehren, jedoch hat er dazu  nicht das erforderliche und angemessene Mittel eingesetzt ...  Bei all dem übersieht die Kammer nicht, daß von ihm auch in Zu-  kunft weder eine Änderung seiner politischen Einstellung im Allge-  meinen noch seiner Auffassung zum Holocaust im Besonderen zu er-  warten ıist.“  Zıtiert aus: DIE ZEIT Nr. 34, 19.08.1994; 3.  FrRu NF 1/1995Beı all dem übersieht dıe Kammer nıcht, da/fs OTE ıhm uch In P
kunft wweder eine Änderung seiner politischen FEinstellung ım Allge-
meiınen och seiner Auffassung ZU Holocaust ım Besonderen e_
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